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Die Bildung von Rücklagen durch Kammern: Eine Übersicht zum Rechts-

rahmen auf der Grundlage der neueren verwaltungsgerichtlichen  
Rechtsprechung  

von Prof. Dr. Winfried Kluth

Durch die Entscheidung des Bundes-

verwaltungsgerichts vom 9.12.2015 

hat das Thema der Rücklagenbildung 

durch Kammern, im konkreten Fall 

durch eine Industrie- und Handels-

kammer, besondere Aufmerksamkeit 

erlangt. Da Thematik und Rechtsprob-

leme über den Fall hinaus von Bedeu-

tung sind, soll in dieser aktuellen stel-

lungnahme ein erster Überblick zur 

Thematik gegeben werden. Eine kri-

tisch vertiefende Untersuchung der 

Rechtsprechung folgt später. 

 

I. Begriffsklärungen 
Der Begriff der Rücklage wird sowohl 

im Recht der Kapitalgesellschaften als 

auch im öffentlichen Haushaltsrecht 

verwendet. Er ist von der Rückstellung 

zu unterscheiden. Für die Einordnung 

erweist sich zunächst ein Blick auf 

§ 266 Abs. 2 HGB als hilfreich, der die 

Struktur für die Bilanzaufstellung vor-

gibt.                

Dort werden auf der Passivseite unter 

A) Eigenkapital die Kapitalrücklage 

und die Gewinnrücklage angeführt, 

letztere unterschieden in die gesetzli-

che Rücklage, die Rücklage für Antei-

le an einem herrschenden oder mehr-

heitlich beteiligten Unternehmen, die 

satzungsmäßige Rücklage und „ande-

re“ Gewinnrücklagen. Es folgen dann 

unter B) die Rückstellungen, bei de-

nen zwischen Rückstellungen für 

Pensionen und ähnliche Verpflichtun-

gen, Steuerrückstellungen und sonsti-

gen Rückstellungen unterschieden 

wird.  

Rückstellungen dienen somit der Ab-

sicherung von bereits begründeten, 

aber später fälligen Verbindlichkeiten, 

während Rücklagen dazu dienen, zu-

künftige Finanzierungs- und Hand-

lungsbedarfe, die noch nicht konkret 

absehbar sind, abzusichern.  

Für den Bereich der öffentlichen 

Haushalte findet sich in den Landes-

haushaltsordnungen eine ähnlich Re-

gelung zur Rücklagenbildung im je-



aktuelle stellungnahme 2/16  Seite: 2 

 

weiligen § 62 LHO. Dieser hat in NRW 

folgenden Wortlaut: 

„§ 62 Rücklagen 
(1) Zur Sicherung des gesamtwirt-
schaftlichen Gleichgewichts ist un-
ter den Voraussetzungen des Ge-
setzes zur Förderung der Stabilität 
und des Wachstums der Wirtschaft 
eine Konjunkturausgleichsrücklage 
zu bilden. 
(2) Darüber hinaus kann eine all-
gemeine Rücklage gebildet wer-
den. In ihr sind mindestens so viel 
Mittel anzusammeln, dass der re-
gelmäßige Bedarf an Betriebs-
mitteln gedeckt wird. 
(3) Weitere Rücklagen werden nicht 
gebildet. In besonderen Fällen kön-
nen im Haushaltsgesetz Ausnah-
men zugelassen werden.“ 

 
Auch in diesem Bereich sind demnach 

(allgemeine) Rücklagen zur Absiche-

rung der Deckung der laufenden Be-

triebskosten vorgesehen, während 

weitere Rücklagen nur auf der Grund-

lage besonderer Regelungen zulässig 

sind. 

 
II. Funktionen von Rücklagen 
Im Handbuch „Recht der Kommunalfi-

nanzen“1, das die gründlichste wis-

senschaftliche Darstellung des Haus-

haltsrechts der öffentlichen Verwal-

tung enthält, wird die Funktion von 

Rücklagen von Richter folgenderma-

ßen beschrieben:  

„Rücklagen sind Geldmittel, die 
nicht zur Deckung von aktuellen, 

sondern von zukünftigen Ausgaben 
(Vorausdeckung für Investitionen 
bzw. Kredittilgung) und zur Kas-
senverstärkung (Aufrechterhaltung 
der Kassenliquidität) angesammelt 
werden. ... Da Rücklagen eine Si-
cherungs- und Ausgleichsfunkti-
on erfüllen, müssen sie so angelegt 
sein, dass ein ausgewogenes Ver-
hältnis zwischen Sicherheit und Er-
trag besteht und zugleich das Ge-
bot der rechtzeitigen Verfügbarkeit 
beachtet wird.“2 

 
Die Rücklagen sind dann als allge-

meine Rücklagen zu qualifizieren, 

wenn sie für jedweden Zweck ver-

wendet werden können, also dem 

Prinzip der Gesamtdeckung folgen.3 

Ist der Verwendungszweck thematisch 

beschränkt, so handelt es sich um 

besondere oder zweckgebundene 

Rücklagen. Diese Differenzierung 

kann im Folgenden aber vernachläs-

sigt werden.  

 
III. Allgemeine Grundsätze der 
Kammerfinanzierung 
1.  Beitragsfinanzierung der  
Kammertätigkeit 
Die Kammern finanzieren ihre Tätig-

keit, soweit sie nicht durch Gebühren, 

Entgelte oder sonstige Einnahmen 

gedeckt sind, durch die Erhebung von 

Mitgliedsbeiträgen. Diese sind bei den 

verschiedenen Kammern zwar unter-

schiedlich ausgestaltet, in ihrer recht-

lichen Natur aber einheitlich als „Bei-
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träge im Rechtssinne“ zu verstehen, 

wie das Bundesverwaltungsgericht in 

ständiger Rechtsprechung betont.4  

Beiträge sind als Vorzugslasten durch 

eine Gegenleistung oder ausnahms-

weise einen zurechenbaren Aufwand 

gerechtfertigt. Im Falle der Kammern 

ist es die im Interesse der Mitglieder 

liegende Tätigkeit der Kammern, die 

als zurechenbare Gegenleistung zu 

qualifizieren ist.5  

 

2.  Rechtfertigung der Beitragshöhe  
Im vorliegenden Zusammenhang von 

zentraler Bedeutung ist der rechtliche 

Rahmen für die Rechtfertigung der 

Höhe der Beiträge. Dabei sind ver-

schiedene rechtlich relevante Aspekte 

und Zusammenhänge zu beachten:  

Zunächst ist zu beachten, dass durch 

die Beiträge diejenigen Kammerauf-

gaben finanziert werden, die nicht an-

ders finanziert werden. Insoweit be-

steht ein erhebliches Ermessen vor 

allem im Bereich der Dienstleistungen 

für Mitglieder, die grundsätzlich auch 

durch Gebühren oder Entgelte finan-

ziert werden können.6 

Weiter ist der Maßstab für die Vertei-

lung der Beitragslast unter den Mit-

gliedern zu betrachten. Die Kammer-

gesetze machen insoweit verschiede-

ne Vorgaben, die u.a. von der Mitglie-

derstruktur abhängen. Deshalb sind 

im Kammerbereich sowohl einheitliche 

Kopfbeiträge als auch umsatz- und 

leistungsbezogene Beiträge sehr un-

terschiedlicher Höhe sowie Kombina-

tions- und Mischformen anzutreffen.7 

In den meisten Kammern werden 

nach der Leistungsfähigkeit gestaffelte 

Beiträge erhoben.8 Die damit verbun-

denen zahlreichen Rechtsfragen sind 

vorliegend aber nicht von Bedeutung. 

Schließlich und im vorliegenden Zu-

sammenhang entscheidend ist, dass 

die Höhe der Kammerbeiträge insge-

samt die zu erwartenden Ausgaben 

decken muss, zugleich aber nicht we-

sentlich darüber hinausgehen darf. 

Die Rechtsprechung hat dies in dem 

Grundsatz zum Ausdruck gebracht, 

dass die Kammern durch die Bei-

tragserhebung kein Vermögen bil-
den dürfen.9  

Man kann insoweit in einem weit ver-

standenen Sinne auch davon spre-

chen, dass für Kammerbeiträge das 

Prinzip der Kostendeckung gilt und 

daraus eine Obergrenze für die Be-

stimmung der Beitragshöhe abgeleitet 

werden kann. 

 

3. Die prognostischen Elemente bei 
der Bestimmung der Beitragshöhe 
Die Festlegung der Höhe der Kamm-

erbeiträge muss sich an den zukünftig 

zu erwartenden Kosten der Aufga-
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benerfüllung orientieren und ist somit 

auch durch prognostische Elemente 

gekennzeichnet, da die entstehenden 

Kosten nicht mit letzter Genauigkeit 

vorhersehbar sind.  

Soweit bei der Beitragserhebung auf 

die Leistungsfähigkeit der Mitglieder 

abgestellt wird, die naturgemäß 

schwanken kann, besteht auch inso-

weit ein Unsicherheitsmoment. Das 

gilt vor allem für die Wirtschaftskam-

mern, bei denen die Beitragshöhe 

sehr stark vom wirtschaftlichen Erfolg 

der Mitglieder abhängig ist. 

Für die mit den prognostischen Unsi-

cherheiten verbundenen negativen 

Fallkonstellationen (d.h. das Beitrags-

aufkommen bleibt hinter der Progno-

se, die dem Wirtschaftsplan zugrunde 

gelegt wurde zurück) ist die Bildung 

von Rücklagen vorgesehen. Sie sollen 

unvorhergesehene Beitragsausfälle 

kompensieren bzw. in der konkreten 

Höhe nicht vorhergesehene Finanzie-

rungsbedarfe abdecken.  

 
4. Beitragsrechtliche Anforder-
ungen an die Bildung von Rückla-
gen 
Die Erhebung von Beiträgen im All-

gemeinen und Kammerbeiträgen im 

Besonderen ist am Grundrecht des 

Art. 2 Abs. 1 GG zu messen und ver-

langt deshalb auch eine grundrechtli-

chen Maßstäben genügende Recht-

fertigung.10 

Diese bezieht sich nicht nur auf die 

Gründe für die Erhebung des Bei-

trags, also die sachliche Beitrags-

rechtfertigung als solche, sondern 

auch auf die Höhe. In den kammerge-

setzlichen Regelungen wird deshalb 

überwiegend formuliert, dass Beiträge 

erhoben werden können, soweit die 

Finanzierung der Kammeraufgaben 

nicht anderweitig erfolgt. Darin steckt 

auch die Aussage, dass die Höhe der 

Beiträge durch die Kosten der Kam-

meraufgaben bestimmt und begrenzt 

ist, wobei die anderweitig finanzierten 

Kammeraufgaben in Abzug zu bringen 

sind.  

Für die Bildung von Rücklagen, die 

von Ausnahmefällen11 einmal abge-

sehen, aus Beitragsmitteln gebildet 

werden, bedeutet dies, dass ihre Hö-

he durch die mit den Rücklagen ver-

folgten Zwecke begrenzt ist. Da dieser 

nicht durch das Gesetz vorgegeben 

ist, muss eine Kammer bei der Bil-

dung einer Rücklage erstens ihren 

Zweck genau bestimmen und zwei-

tens auf einer empirischen Grundlage 

die Höhe der Rücklage „berechnen“ 

und begründen. Da es sich dabei um 

eine Prognose handelt, ist dabei eine 

gewisse Gestaltungsfreiheit zu res-

pektieren, die gerichtlich nur in Bezug 
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auf ihre Schlüssigkeit überprüft wer-

den kann. 

Soll eine allgemeine Rücklage z.B. 

dazu dienen, Beitragsausfälle auszu-

gleichen und unerwartete Ausgaben 

abzudecken, so muss die Kammer die 

dafür veranschlagte Höhe der Gelder 

unter Bezugnahme auf die entspre-

chenden Entwicklungen bei der Kam-

mer in der Vergangenheit, also unter 

Rückgriff auf konkrete Erfahrungswer-

te, konkretisieren.  

In ähnlicher Art und Weise muss vor-

gegangen werden, wenn die Rücklage 

andere Zwecke verfolgt. Soweit es in 

Bezug auf den konkreten Zweck in der 

Vergangenheit noch keine entspre-

chenden Vorkommnisse gab, die als 

Grundlage für eine Orientierung her-

angezogen werden können, ist eine 

theoretische Begründung auf Grund 

von plausiblen Annahmen zulässig 

und erforderlich. 

IV. Die neuere Rechtsprechung der 
Verwaltungsgerichtsbarkeit zur 
Rücklagenbildung bei Industrie- 
und Handelskammern 

1. Rechtsprechung der Instanzge-
richte 
Die Rechtsprechung der Verwal-

tungsgerichte und Oberverwaltungs-

gerichte hat sich in den letzten drei 

Jahren mehrfach mit den kammer- 

und haushaltsrechtlichen Anforderun-

gen an die Bildung von Rücklagen 

durch Industrie- und Handelskammern 

sowie der Reichweite der verwal-

tungsgerichtlichen Kontrolle dieser 

Entscheidung beschäftigt. Eine Ent-

scheidung betraf zudem eine Hand-

werkskammer. 

Der Umstand, dass in einem ver-

gleichsweise kurzen Zeitraum in meh-

reren Verfahren die Rücklagenbildung 

thematisiert wurde, hängt auch damit 

zusammen, dass die Verfahren zum 

Teil auf Betreiben oder mit Unterstüt-

zung eines Vereins initiiert wurden, 

der das deutsche Kammerwesen kri-

tisch beobachtet und in Teilen seiner 

derzeitigen rechtlichen Verfassung in 

Frage stellt.  

Die wesentlichen Erkenntnisse dieser 

Rechtsprechung lassen sich unter 

Rückgriff auf die Leitsätze der Ent-

scheidungen folgendermaßen zu-

sammenfassen: 

 

a) VG Koblenz, Urt. v. 25.11.2013, 3 K 

121/12.KO12 

Diese erste Entscheidung der neueren 

Entscheidungsserie äußert sich im 

Schwerpunkt zu den Grenzen der ge-

richtlichen Nachprüfung der Rückla-

genbildung: 

1. Auch die Festsetzung der kon-
kreten Höhe von Ausgleichs- 
oder Liquiditätsrücklagen durch 
die IHK Vollversammlung unter-
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liegt der gerichtlichen Nachprüf-
barkeit. 

2. Bei der Beurteilung dessen, wel-
che Rücklagen sie in welcher 
Höhe für erforderlich hält, steht 
der IHK ein weiter Ermessens-
spielraum zu. Dieses Ermessen 
wird erst dann rechtswidrig aus-
geübt, wenn die getroffene Ent-
scheidung in Anbetracht des 
Zwecks der Ermächtigung 
schlechterdings unvertretbar 
oder unverhältnismäßig ist (hier 
bejaht).  
 

Die im Ergebnis zu Lasten der Kam-

mer ergangene Entscheidung formu-

liert damit einen hohen Anspruch für 

die gerichtliche Kontrolle, indem nur 

„schlechterdings unvertretbare oder 

unverhältnismäßige“ Rücklagenbil-

dungen als rechtswidrig bezeichnet 

werden. Das Urteil zeigt aber zu-

gleich, dass es solche Fälle in der 

Praxis durchaus gibt. 

 

b) OVG Rheinland-Pfalz, Urteil vom 

23.09.2014, 6 A 11345/13.OVG 

Diese zweitinstanzliche Entscheidung 

führt zur Klärung weiterer Einzelheiten 

und erweitert zudem die rechtliche 

Begründung, u.a. im Anschluss an die 

Rechtsprechung des Bundesverwal-

tungsgerichts: 

1. Beiträge zur Industrie- und Han-
delskammer dürfen gemäß § 3 
Abs. 2 IHKG nur insoweit erho-
ben werden, als die Kosten ihrer 
Errichtung und Tätigkeit nicht 

anderweitig gedeckt sind; sie 
dürfen daher nicht der Bildung 
von Vermögen dienen.  

2. Aus dem gesetzlichen Verbot der 
Vermögensbildung folgt, dass 
eine IHK einen ungeplanten Bi-
lanzgewinn zeitnah für die Fi-
nanzierung ihrer gesetzlichen 
Aufgaben einsetzen muss.  

3. Sie hat den Gewinn deshalb in 
der Regel - soweit nicht eine 
Beitragsrückerstattung an die 
Kammermitglieder erfolgt ist o-
der die Vollversammlung bereits 
einen speziellen Beschluss über 
die aufgabengemäße Gewinn-
verwendung gefasst hat - spä-
testens in den nächsten, zeitlich 
auf die Feststellung des Ge-
winns nachfolgenden Wirt-
schaftsplan einzustellen.  

4. Die Umstellung der Rechnungs-
legung von der Kameralistik auf 
Doppik befreit eine IHK nicht 
von der Verpflichtung, den ka-
meral erwirtschafteten Über-
schuss im nächstmöglichen 
Haushaltsjahr zur Erfüllung ihrer 
gesetzlichen Aufgaben einzu-
setzen. 
 

c) VG München, Urt. v. 06.10.2015, M 

16 K 14.1635, M 16 K 15.2443, M 16 

K 15.2495  

Ohne Beanstandung für die betroffe-

nen Kammern blieben die Entschei-

dungen des VG München, die zudem 

weitere Aspekte erfassen: 

• Der rückwirkende Erlass einer 
Wirtschaftssatzung ist grund-
sätzlich rechtmäßig.  

• Die Bildung angemessener 
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Rücklagen, die zu einer geord-
neten Haushaltsführung gehö-
ren und bei denen es sich um 
Kosten im Sinne des § 3 Ab-
satz 2 IHKG handelt, verstößt 
nicht gegen IHKG. 
 

d) VG Trier, Urteil vom 04.05.2015, 6 

K 1553/14.TR  

In einer Entscheidung des VG Trier 

werden weitere Einzelheiten zu den 

Grenzen der Rücklagenbildung aus-

geführt: 

• Die Kosten der Errichtung und 
der Tätigkeit der IHK werden 
nach Maßgabe des Wirtschafts-
plans durch Beiträge der Kam-
merzugehörigen gemäß einer 
Beitragsordnung aufgebracht. 

• Beiträge dürfen nur insoweit er-
hoben werden, als die Kosten 
der Errichtung und der Tätigkeit 
der Kammer nicht anderweitig 
gedeckt sind. 

• Grundlage für die Beurteilung 
der gerügten Vermögensbildung 
einer IHK sind im Hinblick auf 
einen angefochtenen IHK-
Beitragsbescheid allein die 
Wirtschaftspläne, auf deren 
Grundlage die Beitragserhe-
bung nach § 3 Abs. 2 S. 1 IHKG 
erfolgt, nicht aber Erfolgsrech-
nungen oder Bilanzen. 
 

Die zusätzliche Erkenntnis aus dieser 

Entscheidung liegt somit in der Be-

schränkung der für die gerichtliche 

Prüfung relevanten Dokumente zur 

Prüfung der Höhe der Rücklage. 

e) OVG NRW, Beschlüsse vom 

03.03.2015, 17 A 1046/14, 17 A 

1047/14 

Das OVG NRW hat in seinen Be-

schlüssen aus dem März 2015 die 

bisherige Rechtsprechung zur gericht-

lichen Kontrolldichte aufgenommen 

und fortgeführt: 

• Die Kammer hat in haushalts-
rechtlichen Fragen einen ihrem 
Selbstverwaltungsrecht und der 
damit einhergehenden Eigen-
verantwortlichkeit geschuldeten 
weiten Gestaltungsspielraum, 
der erst durch ein Verhalten 
überschritten wird, das mit den 
Grundsätzen vernünftigen Wirt-
schaftens schlechthin nicht ver-
einbar ist. 

• Entscheidung über die Rückla-
genbildung ist Wahrnehmung 
einer normativen Gestaltungs-
befugnis und unterliegt daher 
nicht den rechtlichen Anforde-
rungen an die Ausübung exeku-
tiven Ermessens, daher auch 
keinem Begründungserforder-
nis.  

 

Wenn hier von einem Begründungser-

fordernis gesprochen wird, so handelt 

es sich dabei um die verfahrensrecht-

liche Dimension. Davon zu unter-

scheiden ist die Obliegenheit der 

Kammer, in einem verwaltungsgericht-

lichen Verfahren die Sachgründe für 

die Höhe der Rücklage nachzuweisen.   
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f) VG München, 20.01.2015, M 16 K 

13.2277 

Diese Entscheidung des VG München 

ist bereits Ausdruck einer gefestigten 

Rechtsprechung: 

• Ungeplante Bilanzgewinne sind 
spätestens in den nächsten, 
zeitlich auf die Feststellung des 
Gewinns nachfolgenden Wirt-
schaftsplan als Ergebnisvortrag 
einzustellen, soweit keine an-
derweitige Verwendung be-
schlossen wird. 

• Die Bildung von Rücklagen ist 
nur mit konkreter Zweckbindung 
rechtmäßig. 
 

Hier zeigt sich, dass die wesentlichen 

rechtlichen Anforderungen an die Bil-

dung von Rücklagen durch die Ver-

waltungsgerichte in den Grundzügen 

einheitlich bewertet wurden. 

 

2. Grundsatzentscheidung des 
Bundesverwaltungsgerichts - Urt. 
v. 9.12.2015 – Az. 10 C 6.15 
Die als Revisionsentscheidung zu 

OVG Koblenz v. 23.9.2014 am 

9.12.2015 ergangene Entscheidung 

des Bundesverwaltungsgerichts führte 

zu einer höchstrichterlichen Klärung 

der zentralen Rechtsfragen im Zu-

sammenhang mit der Bildung von 

Rücklagen durch Industrie- und Han-

delskammern.  

Die wesentlichen Orientierungspunkte 

der Entscheidung hat das Gericht in 

den beiden folgenden Leitsätzen zu-

sammengefasst: 
1. Die Bildung von angemessenen 

Rücklagen gehört zu einer ge-
ordneten Haushaltsführung. 
Daher handelt es sich bei den 
Mitteln für angemessene Rück-
lagen ebenfalls um Kosten der 
Industrie- und Handelskammer 
im Sinne des § 3 Abs. 2 IHKG 
(Anschluss an BVerwG, Urteil 
vom 26. Juni 1990 - 1 C 45.87 - 
Buchholz 430.3 Kammerbeiträ-
ge Nr. 22 S. 12 f.). 

2. Besteht bei der Bildung des 
Haushaltsansatzes für eine 
Rücklage nach dem Finanzsta-
tut der Industrie- und Handels-
kammer ein Beurteilungsspiel-
raum, darf das Verwaltungsge-
richt nicht seine Beurteilung an 
die Stelle der behördlichen Ein-
schätzung setzen. Es hat jedoch 
zu prüfen, ob allgemeingültige 
Wertungsmaßstäbe, insbeson-
dere das haushaltsrechtliche 
Gebot der Schätzgenauigkeit, 
beachtet sind. 

 

Darüber hinaus finden sich in den Ur-

teilsgründen die folgenden wesentli-

chen Aussagen.   

Allgemein zur Zulässigkeit der Bildung 

von Rücklagen führt das Gericht unter 

Rn. 17 aus: 

„Welche rechtlichen Anforderungen 
an die Aufstellung des Haushalts-
planes (Wirtschaftsplanes) sich hie-
raus sowie aus weiteren einschlä-
gigen Vorschriften im Einzelnen er-
geben, bedarf keiner Vertiefung. 
Für die Entscheidung des vorlie-
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genden Rechtsstreits genügt es, 
die rechtlichen Anforderungen zu 
präzisieren, die mit Blick auf die 
Rücklagenbildung zu stellen sind. 
Insofern ist davon auszugehen, 
dass der Kammer die Bildung von 
Vermögen verboten ist (vgl. 
BVerwG, Urteil vom 26. Juni 1990 - 
1 C 45.87 - Buchholz 430.3 Kamm-
erbeiträge Nr. 22 S. 12). Das 
schließt die Bildung von Rücklagen 
nicht aus, bindet sie aber an einen 
sachlichen Zweck im Rahmen zu-
lässiger Kammertätigkeit. In diesem 
Sinne hat das Bundesverwaltungs-
gericht bereits entschieden, dass 
es sich bei den Mitteln für ange-
messene Rücklagen ebenfalls um 
Kosten der Industrie- und Handels-
kammer im Sinne des § 3 Abs. 2 
IHKG handelt, die in Ermangelung 
anderer Finanzquellen durch Bei-
träge zu decken sind (BVerwG, Ur-
teil vom 26. Juni 1990 a.a.O. S. 12 
f.). Daran ist auch für die Zukunft 
festzuhalten, da die Bildung von 
angemessenen Rücklagen auch 
nach Einführung der Verwaltungs-
doppik und der damit verbundenen 
Orientierung an der kaufmänni-
schen Buchführung für die Indust-
rie- und Handelskammern als nicht 
gewinnorientierte öffentlich-
rechtliche Körperschaften weiterhin 
notwendig ist und zu einer geordne-
ten Haushaltsführung gehört (vgl. 
Jahn, GewArch 2013, 49 <53>).“  

 

Damit ist die grundsätzliche Zulässig-

keit der Rücklagenbildung positiv ge-

klärt. Zugleich werden die in der In-

stanzrechtsprechung entwickelten Kri-

terien weitgehend bestätigt. 

In Bezug auf die Anforderungen an 

die konkrete Entscheidung über die 

Bildung und die Höhe einer Rücklage 

führt das Urteil weiter unter Rn. 18 

aus: 

„Die Vorhaltung einer Mittelreserve 
zur Überbrückung von Einnahme-
verzögerungen oder Einnahmeaus-
fällen stellt einen solchen sachli-
chen Zweck dar. Allerdings muss 
auch das Maß der Rücklage noch 
von diesem sachlichen Zweck ge-
deckt sein; eine hierdurch in ihrer 
Höhe nicht mehr gedeckte Rückla-
ge wäre nicht mehr angemessen 
und würde einer unzulässigen 
Vermögensbildung gleichkommen. 
Hieraus folgt nicht nur, dass die 
Kammer eine überhöhte Rücklage 
nicht bilden darf, sondern auch, 
dass sie eine überhöhte Rücklage 
baldmöglichst wieder auf ein zuläs-
siges Maß zurückführen muss. Die 
Entscheidung über das Vorhalten 
einer Rücklage und über deren Hö-
he muss die Kammer bei jedem 
Haushaltsplan (Wirtschaftsplan) - 
und damit jährlich - erneut treffen. 
So räumt die Beklagte selbst ein, 
dass auch in der Entscheidung der 
IHK-Vollversammlung, eine in der 
Vergangenheit gebildete Rücklage 
in einem späteren Haushaltsjahr 
unverändert zu lassen, eine haus-
haltsrechtlich relevante Entschei-
dung zu sehen ist (Revisionserwi-
derung S. 12). Ein Haushaltsplan 
(Wirtschaftsplan) kann deshalb 
nicht nur dann rechtswidrig sein, 
wenn er eine überhöhte Rückla-
genbildung vorsieht, sondern auch 
dann, wenn er eine überhöhte 
Rücklage beibehält.“  
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Von zentraler Bedeutung für die 

Rechtmäßigkeit einer Rücklage ist die 

Begründung ihrer Höhe durch die be-

schließende Kammerversammlung. 

Das wird deutlich, wenn man die fol-

gende zentrale Passage der Urteils-

gründe in den Blick nimmt: 

„Die Beklagte hat dadurch den ihr 
von § 33 HKRO 2005 und § 15 
Abs. 3 FSt 2006 eingeräumten Be-
urteilungsspielraum überschritten, 
dass sie allein für das Risiko des 
vorübergehenden Zahlungsausfalls 
im Jahr 2005 annähernd die 
höchstmögliche Betriebsmittelrück-
lage von 50 % der fortdauernden 
Ausgaben (6,4 Mio. €) und im Jahr 
2006 ebenfalls beinahe die maxi-
mal zulässige Liquiditätsrücklage 
von 50 % der Betriebsaufwendun-
gen (7,7 Mio. €) veranschlagt hat. 
Die Höhe dieser Rücklagen ent-
sprach in beiden Jahren nicht dem 
Grundsatz der Schätzgenauigkeit. 
Die Rücklagenhöhe hätte nur mit 
der Prognose gerechtfertigt werden 
können, dass es im jeweiligen 
Haushaltsjahr bei ungünstigem 
Zahlungseingang zu zeitweisen Li-
quiditätsengpässen von fast 50 % 
der laufenden Ausgaben kommen 
könne. Die Beklagte hat aber im 
gesamten Prozess keine Anhalts-
punkte dafür vorgetragen, dass ein 
derart hohes Liquiditätsrisiko in den 
Jahren 2005 und 2006 gedroht hät-
te. Auf die Frage des Verwaltungs-
gerichts wusste sie ein derartiges 
Risiko auch aus den Erfahrungen 
der Vergangenheit nicht zu bele-
gen. Im Gegenteil hat sie einge-

räumt, im gesamten Zeitraum von 
2005 bis 2008 die Liquiditätsrückla-
ge nur für einen Zeitraum von zwei 
Monaten in Höhe von 1,5 Mio. € 
benötigt zu haben, und die Liquidi-
tätsrücklage in den Folgejahren 
aufgelöst. Dies zwingt zu dem 
Schluss, dass die vorgehaltene 
Rücklage in den Jahren 2005 und 
2006 deutlich überhöht gewesen 
ist.“  

Daran wird deutlich, dass das Bun-

desverwaltungsgericht vor allem die 

rechtlichen Bindungen betont, denen 

die Kammer im Rahmen ihres Selbst-

verwaltungsrechts unterliegt. Das 

Selbstverwaltungsrecht „im Rahmen 

der Gesetze“ wird demnach vollstän-

dig respektiert.  

 
3. Stellungnahme und Hinweise zu 
Folgeproblematiken 
Die Entscheidung des Bundesverwal-

tungsgerichts lässt eine Folgeproble-

matik der verwaltungsgerichtlichen 

Überprüfung der Rücklagenbildung 

erkennen, die es im Ansatz auch bei 

der verfassungsgerichtlichen Kontrolle 

der Steuererhebung gibt, dort aber 

durch das Bundesverfassungsgericht 

anders gelöst wird.  

Das Bundesverfassungsgericht hat in 

seiner Rechtsprechung bei der ver-

fassungsrechtlichen Prüfung von 

Steuergesetzen die Praxis entwickelt, 

im Falle der Verfassungswidrigkeit 

einer Regelung den Rechtsfol-
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genausspruch auf die Feststellung der 

bloßen Unvereinbarkeit mit dem 

Grundgesetz zu beschränken. Das 

bedeutet konkret, dass die Regelun-

gen für die Vergangenheit weiter an-

wendbar bleiben, d.h. erhobene Steu-

ern nicht erstattet werden müssen. 

Dies wird damit begründet, dass an-

sonsten die Handlungs- und Funkti-

onsfähigkeit des Staates gefährdet 

wäre.   

Das Bundesverwaltungsgericht hat 

demgegenüber deutlich gemacht, 

dass Beitragsbescheide, die wegen 

der Existenz einer rechtswidrig über-

höhten Rücklage fehlerhaft sind, auch 

für die Vergangenheit aufzuheben 

sind. In Fällen, in denen Mitglieder 

geklagt haben, die zu besonders ho-

hen Beiträgen veranlagt wurden, hat 

dies einen erheblichen Einnahmen-

ausfall für die Kammer zur Folge, der 

auch nicht rückwirkend kompensiert 

werden kann.  

Dies bedingt, dass die im Kammer-

haushalt entstandene Lücke durch 

alle Beitragszahler geschlossen wer-

den muss, soweit nicht die Mittel aus 

der Rücklage dafür genutzt werden 

können. Je nach Konstellation hat 

deshalb die verwaltungsgerichtliche 

Aufhebung der Beitragsbescheide ei-

ne zusätzliche Belastung derjenigen 

Beitragspflichtigen zur Folge, die ihre 

Beitragsbescheide nicht angefochten 

haben. Anders als im Bereich des 

Steuerrechts kommt es insoweit in 

einer größeren Zeitperspektive zu ei-

ner zusätzlichen Ungleichbelastung 

innerhalb der beitragspflichtigen Mit-

glieder.  

Dieses Problem können die Verwal-

tungsgerichte indes selbst nicht lösen, 

da ihr Entscheidungsprogramm durch 

§ 113 VwGO vorgegeben ist und die 

Fachgerichte anders als ein Verfas-

sungsgericht die Entscheidungsfolgen 

nicht ohne gesetzliche Grundlage kor-

rigieren können. Es ist deshalb nach 

einer gesetzgeberischen Lösung zu 

suchen. 

V. Zusammenfassung 

Die wesentlichen Ergebnisse der 

rechtlichen Bestandsaufnahme lassen 

sich folgendermaßen zusammenfas-

sen: 

1. Die Kammern sind für die Finanzie-

rung ihrer Aufgaben, soweit ihnen 

nicht andere Finanzierungsquellen 

zur Verfügung stehen, auf die Er-

hebung von Beiträgen bei ihren 

Mitgliedern angewiesen. 

2. Die Bildung von Vermögen mit den 

Beitragsmitteln ist den Kammern 

nach der Rechtsprechung des 

Bundesverwaltungsgerichts unter-

sagt. 
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3. Zulässig und für ein ordnungsge-

mäßes Handeln in der Regel auch 

erforderlich ist aber die Bildung 

von Rücklagen, die dazu dienen, 

etwaige Beitragsausfälle und un-

vorhergesehene Ausgabenlasten 

zu finanzieren. 

4. Die Entscheidung über das Ob und 

die Höhe der Rücklagenbildung 

muss unter Bezugnahme auf die in 

den zurückliegenden Jahren ge-

machten Erfahrungen erfolgen und 

entsprechend begründbar sein. Ei-

ne formale Begründungspflicht be-

steht insoweit nicht. 

5. Die Entscheidung zur Bildung einer 

Rücklage ist durch die Verwal-

tungsgerichte überprüfbar. Dabei 

ist das der Kammer zustehende 

Ermessen als Ausdruck ihres 

Selbstverwaltungsrecht zu beach-

ten. Deshalb sind die Verwal-

tungsgerichte darauf beschränkt, 

unvertretbare und unverhältnismä-

ßige Entscheidungen zu bean-

standen sowie die Einhaltung von 

haushaltsrechtlichen Grundsätzen, 

wie der Schätzgenauigkeit, zu prü-

fen. 

6. Werden durch unerwartete Gewin-

ne u.ä. Mehreinnahmen erzielt, so 

dürfen diese nicht ohne weiteres 

einer Rücklage zugeführt werden, 

wenn diese dadurch zu hoch wird. 

Eine überhöhte Rücklage ist zeit-

nah abzubauen, indem die Mit-

gliedsbeiträge abgesenkt oder die 

Mittel für andere Kammeraufgaben 

verwendet werden. 
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